
Baudirektion
Kanton ZurIch ARV/ 1185  ‚1999

VERFÜGUNG

vom 21. September 1999

Bäretswil. Privater Gestaltungsplan Lerchenfeld (Aufhebung)

Genehmigung (§ 2 lit. b PBG)

Am 16. Juni 1999 stimmte die Gemeindeversammlung Bäretswil der Aufliebung des pri-

vaten Gestaltungsplans Lerchenfeld des Heilpädagogischen Institutes St. Michael zu. Gegen

diesen Beschluss wurde gemäss Rechtskraftbescheinigungen des Bezirksrates Hinwil vom

26. Juli 1999 und der Kanzlei der Baurekurskommissionen vom 17. August 1999 kein

Rechtsmittel eingelegt. Mit Schreiben vom 30. Juli 1999 ersucht die Gemeinde Bäretswil um

Genehmigung der Vorlage.

Mit RRB Nr. 1051/1995 wurde der private Gestaltungsplan Lerchenfeld genehmigt. Mit

Brief vom 30. März 1999 teilte das Heilpädagogische Institut St. Michael der Gemeinde

Bäretswil mit, dass die geplante Wohnüberbauung nicht realisiert werden könne, da die

Baugenossenschaft Oberdorf aufgelöst worden sei. Der Aufhebung steht aus planungs-

rechtlicher Sicht nichts entgegen.

Die Vorlage ist rechtmässig, zweckmässig und angemessen (§ 5  PBG).

Die Baudirektion  v  e r f ü g t  :

I. Die Aufhebung des privaten Gestaltungsplans Lerchenfeld, dem die Gemeindever-

sammlung Bäretswil am 16. Juni 1999 zugestimmt hat, wird genehmigt.

II. Der Grundeigentümerschaft wird für die durch die Bearbeitung dieser Verfügung

entstandenen Aufwendungen separat Rechnung gestellt.

(Zustelladresse: Heilpädagogisches Institut St. Michael, 8345 Adetswil)

Staatsgebühr Fr. 324.00

Ausfertigungsgebühr Fr. 40.00

Total Fr. 364.00 (Konto 3013.01.4310.015)
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III. Gegen Dispositiv Ziffer  H  dieser Verfügung kann  innert 30 Tagen, von der Mitteilung

an gerechnet, beim Regierungsrat schriftlich Rekurs erhoben werden.

IV. Die Gemeinde Bäretswil wird eingeladen, Dispositiv Ziffer I gemäss  §§ 6 und 89 PBG

öffentlich bekanntzumachen.

V. Mitteilung an den Gemeinderat Bäretswil (für sich und zuhanden der Grundeigen-

tümerschaft), an die Kanzlei der Baurekurskommissionen, an das Tiefbauamt, Plan-

Verwaltung, und an das Amt für Raumordnung und Vermessung sowie an das Dienst-

leistungszentrum der Baudirektion, Abteilung Finanz- und Rechnungswesen.

Zürich, den 21. September 1999 ARV  Amt für
991503/Oca/zst Raumordnung und Vermessung

Für den Auszug:
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Auszug aus dem Protokoll
des Regierungsrates des Kantons Zürich

Sitzung vom 12.  April 1995

1051. Privater Gestaltungsplan Lerchenfeld, Bäretswil

Die kommunale Nutzungsplanung der Gemeinde Bäretswil wurde
durch  den Regierungsrat mit Beschluss Nr. 3184/1994 genehmigt.

Für das gemäss Zonenplan der Wohnzone mit Gewerbeerleichte—

rung WG3 zugeteilte  Gebiet Vogelloch/Mühlestrasse ist durch den
Grundeigentümer ein privater Gestaltungsplan aufgestellt worden.

Am 14. Dezember 1994 stimmte diesem die Gemeindeversammlung
zu. Gegen diesen Beschluss sind gemäss Zeugnis der Bezirksratskanz-
lei  Hinwil  vom 13. Januar  1995  und Rechtskraftbescheinigung der
Baurekurskommissionen vom 26. Januar  1995  keine Rekurse einge-

gangen. Die Gemeinde Bäretswil ersucht mit Schreiben vom 27. Fe-
bruar  1995  um Genehmigung der Vorlage.

Mit dem vorliegenden Gestaltungsplan soll eine bezüglich architek-

tonischer Gestaltung von der Regelbauweise abweichende durch-

mischte Wohnüberbauung realisiert werden. Dies ist nur im Rahmen
eines Gestaltungsplanes möglich.

Die Vorlage ist rechtmässig, zweckmässig und angemessen (§ 5

PBG).

Auf Antrag der Direktion der öffentlichen Bauten

beschliesst der Regierungsrat:

I. Der private Gestaltungsplan Lerchenfeld, dem die Gemeindever-
sammlung Bäretswil am  14.  Dezember  1994  zugestimmt hat, wird ge-
nehmigt.

II. Mitteilung an den Gemeinderat Bäretswil, 8344  Bäretswil (unter
Beilage von vier mit Genehmigungsvermerk versehenen Exemplaren
des Gestaltungsplans für sich und zuhanden des Grundeigentümers),
die Kanzlei der Baurekurskommissionen sowie an die Direktion der
öffentlichen Bauten.

Vor dem Regierungsrat

Der Staatsschreiber:

Roggwiller 
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GEMEINDE

BAERETSWIL

KANTON  ZUERICH 
P R  I V A T E R G  E S T  A L T U N G  S  P L  A N

L  E R  C  H E  N F  E  L D

VORSCHRIFTEN

Von der Gemeindeversammlung festgesetzt am: flLÄ2„Ä93W

Namens der Gemeindeversammlung,

Der Präsident: Der Scfirelber:

juomwwn

Vom Regierungsrat am: ‘12.Apfi!%gg5

mit Beschluss Nr. 405-4

Vor dem Regierungsrate‚

l  Der Staatsschreiber: j

/‘,7,/‘ 1/

Architekturbüro Walter Känel‚ dipl. Arch. ETH

Usterstrasse 125, 8621 Wetzikon 4

19. Oktober 1994
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PRIVATER GESTALTUNGSPLAN LERCHENFELD
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Allgemeine Bestimmungen

Zweck

Der private Gestaltungsplan gemäss § 85 ff PBG ermöglicht:

- Die Ueberbauung des Areals nach einem umfassenden Ge-

staltungskonzept. l

— Das Schaffen grosszügiger Aussenräume zwischen den

Baukörpern. _

- Das Durchmischen des Wohnungsangebotes (Reihenhäuser

und Etagenwohnungen verschiedener Grösse)

Bestandteile

Der Gestaltungsplan setzt sich aus den nachstehenden

Gestaltungsplanvorschriften und dem Plan im Mass-

stab 1:500 zusammen.

Geltungsbereich

Der private Gestaltungsplan gilt für das im Plan be-

zeichnete Gebiet.

Nutzweise

In den Baubereichen sind Wohnnutzungen und Gemein-

schaftseinrichtungen‚ sowie nicht und mässig störende

Betriebe zulässig.

Bauweise

Einteilung in Baubereiche

Das Gestaltungsplangebiet ist in Baubereich A1, A2

B1: B2: B3: C1. C2, D und  E  eingeteilt.

Festlegung der Volumen

Die Gebäudevolumen sind durch Gebäudeumriss‚ Gebäude-

höhe, Firsthöhe und Gesamthöhe bestimmt.

Bereiche mit eingeschossigen Bauten, Treppenvorbauten

und Wintergärten sind separat bezeichnet.
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Abweichungen von den Volumen

1 Folgende Gebäude und Gebäudeteile dürfen über die

gemäss Art. 6 bestimmten Gebäudevolumen hinausragen:

— Vordächer, Kamine, technisch bedingte Aufbauten,

Brüstungen‚ Geländer und dergleichen.

2 Ausserhalb der Gebäudevolumen dürfen erstellt werden:_

— Unterkellerungen und gedeckte Aufgänge von den unter-

irdischen Parkplätzen.

— Ueberdeckungen der Fusswege sowie der Einfahrt in die

unterirdische Parkierung.

— Sammelstellen des Abfuhrwesens.

— Besondere Gebäude im Sinne von  §  273  PBG  im Umfang

von maximal  5%  der Arealfläche.

Projektierungsspielraum

Sofern im Plan vermerkte Mindestabstände beachtet wer-

den, gelten als Projektierungsspielraum:

— im Grundriss 1,50 m

- Gebäudehöhe 0,30 m

Die einzelnen Baukörper dürfen innerhalb der Situation

bis 3 m verschoben werden.

Festlegung_von Volumen in den einzelnen Baubereichen

Baubereiche A1, A2

1 Reihenhäuser mit zwei Vollgeschossen und einem Unterge-

geschoss.

Teilweiser Ausbau des Dachgeschosses mit Kreuzgiebeln.

2 Die Gebäudebreite beträgt 7,0 m.

Die Gebäudehöhe beträgt an der Westfassade max. 9,5 m,

die Firsthöhe 2,0 m.

4  Zusätzlich sind entlang der Westfassade Balkone oder

Wintergärten und Treppenhausvorbauten bis auf eine

Tiefe von 2,2 m gestattet. Im Gestaltungsplan [:::::j

bezeichnet.

5 Ihre Gesamtbreite darf 2/3 der Fassadenabwicklung nicht

überschreiten.
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6 Zusätzlich sind entlang der Ostfassade eingeschossige

Vorbauten auf_eine Tiefe von 3.5 m gestattet, ebenso

einzelne Treppenhausvorbauten von je max. 3,2 m Breite

.auf eine Tiefe von 1,5 m.

Im Gestaltungsplan mit [:::::] bezeichnet.

7 Einzelne Dachausbauten in Form aufgesetzter Kreuzgiebel

sind zulässig.

Im Baubereich A1 3 Stück

Im Baubereich A2 3 Stück

Ihre Breite beträgt max. 9,0 m, ihre Höhe darf die

Gebäudehöhe um 3,5 m überragen.

8 Im Baubereich A1 sind zwei Baukörper mit einem Abstand

von min. 7,0 m zu erstellen, die Gebäudelänge des

grösseren Baukörpers beträgt max. 50  m.
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Art. 10 Baubereich B1, B2, B3

1 Mehrfamilienhäuser_südorientiert mit vier Vollge—

260 V7100

4

5

6

7

schossen und einem Dachgeschoss.

Im obersten Vollgeschoss darf die Kniestockhöhe 1,2 m

nicht überschreiten, 0,4 m hinter der Fassade gemessen.

 Ärä/

70490

2.00 3.20
4 I

Die Gebäudebreite inklusive Treppenhaus beträgt 16,0 m.

An der Südfassade ist eine Gebäudehöhe von 10,0 m,

an der Nordfassade eine solche von 11,0 m zulässig.

Innerhalb der, in der Skizze eingezeichneten Profil-

linie kann der Baukörper frei gestaltet werden.

Im Bereich der Treppenhäuser sind offene Ueberdachungen

auf eine Tiefe

Bei Dacheinschnitten sind Pergolen‚

von 2,0 m zulässig. Im Gestaltungs-

plan bezeichnet.

offene Ueberdachungen

und Sichtschutzvorrichtungen zulässig.

In der nach Norden geneigten Dachfläche sind Schlepp-

gauben von folgenden Gesamtbreiten zugelassen:

B1: 8,6 m B2: 4,3 m B3: 8,6 m
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Baubereich C1, C2

Fächerförmiges Mehrfamilienhaus-mit einem Untergeschoss,

vier Vollgeschossen und einem Dachgeschoss.

Im obersten Vollgeschoss darf die Kniestockhöhe 1,2 m

nicht überschreiten, 0,4 m hinter der Fassade gemessen.

Die maximale Gebäudebreite beträgt 18,0 m.

Am tiefsten Terrainpunkt ist eine maximale Gebäudehöhe

von 11,9 m zulässig. Die Firsthöhe beträgt 6,0 m.

In der Ost— und Westfassade sind Schleppgauben von je

einer Gesamtbreite von 5,0 m zulässig, in der Nord-

fassade von einer Gesamtbreite von 3,0 m.

Die Südfassade gilt als Giebelfassade.

In der Nordost—und Nordwestecke des Baukörpers ist je

ein Kreuzgiebel von 7,0 m Breite zugelassen.

Im Gestaltungsplan[::::::]bezeichneten Bereich sind

eingeschossige Bauten für Fahrradabstellplätze und Ge-

räteräume zulässig.

Baubereich D

Reihenhaus mit einem Untergeschoss und drei Vollgeschossen.

Ateliergebäude 7,0 m auf 12,5 m, ein Vollgeschoss mit

Galerie.

‘ä?
K
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Die Gebäudebreite beträgt 12 m.

Die Gebäudehöhe beträgt an der Westfassade max. 8,6 m

die Firsthöhe 3,4 m.

Die Gebäudehöhe beträgt an der Ostfassade max. 7,8 m

die Firsthöhe 2,6 m.

Innerhalb der in der Skizze angegebenen Profillinie

kann der Baukörper frei gestaltet werden.

Zusätzlich sind entlang der westfassade Balkone, Wine

tergärten und Erker bis auf eine Tiefe von 1,5 m ge-

stattet. Im Gestaltungsplan

überschreiten.

Die Gebäudehöhe des Ateliergebäudes beträgt an der

Westfassade 4,5 m.

Baubereich E

1 Mehrzweckgebäude mit Kleinwohnungen.

2

3

6

Im Erdgeschoss Mehrzweckräume z.B.

Bastelräume.

E:::::] bezeichnet.

Ihre Gesamtbreite darf 1/2 der Fassadenlänge nicht

Saal mit Küche,

Im  1. und 2. Obergeschoss und im Dachgeschoss Kleinwoh—

nungen.

Im Erdgeschoss ist ein Fussgängerdurchgang von min.

jg be-Breite freizuhalten.

Abgewinkelter Baukörper mit Pultdach.

zeichnet.

Entlang der West—und Südwestfassade beträgt die Gebäude-

höhe max. 11‚5 m.

sind Kreuzgiebel zulässig.

Die Firsthöhe beträgt 5 m.

Entlang der Nordost—und Ostfassade sind Gebäudehöhe

und Gesamthöhe identisch.

Im Gestaltungsplan 1:]

Im Gestaltungsplan

Auf einer Fassadenabwicklung von

2,5 m

15  m

bezeichneten Bereich sind

eingeschossige Bauten und offene Ueberdachungen zuge-

lassen. Ihre Gebäudehöhe beträgt max. 5,5 m.

6



Art.14

Art.15

Art.16

Art.17

Geschosse

Die Geschosszahl wird durch die Zulässigkeit der Volla

Unter—und Dachgeschosse bestimmt.

Ausnutzung

1 Die Gesamtnutzfläche umfasst alle dem Wohnen, Arbeiten

oder sonst dem dauernden Aufenthalt dienenden'Räume"

mit den dazugehörigen Erschliessungsflächen und Sani-

tärräumen in allen Voll—, Dach—und Untergeschossen,

unter Einschluss der inneren Trennwände, jedoch ohne

Aussenwandquerschnitte.

2  Die zulässige Gesamtnutzfläche beträgt max. 10'275 m2

3 Für die einzelnen Baubereiche sind folgende Gesamt-

nutzflächen zulässig:

— Baubereich A1  — A2 2'800 m2

— Baubereich B1  — B3 2’3oo m2

- Baubereich C1, C2 2'900 m2

- Baubereich D 1'100 m2

- Baubereich E 1'175  m2

4 Verschiebungen der Gesamtnutzfläche zwischen den Bau-

bereichen sind zulässig. Dabei darf die Gesamtnutz-

fläche eines Baubereichs höchstens um 10% erhöht wer—

den.

Gestaltung

Bauten, Anlagen, Aussenräume und Umgebung sind so zu

gestalten, dass eine besonders gute Gesamtwirkung er-

reicht wird.

Aussenraum

Platzbereich‚ Wege, Spielplätze

Der sich auf halber Hanghöhe durch die Siedlung zie-

hende Fussgängerbereich mit platzartigen Auswei-

tungen dient als Begegnungsort für Erwachsene und

Kinder. Er ist attraktiv zu gestalten, mit Spiel-
möglichkeiten für Kinder auszurüsten und an geeig-

neten Stellen zu bepflanzen.

Im Plan ’///‚ bezeichnet.
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-Art. 18

Art. 19

Art.  20

Art.  21

Gärten entlang östlichem Perimeter

 Der  im  Gestaltungsplan bezeichnete Bereich dient

den angrenzenden Häusern als Garten, in ihm sind nur be-

sondere Gebäude im Sinne von § 273 PBG zulässig.

Verkehr

Verkehrserschliessung und Parkierung für den motori-

sierten Verkehr

1 Die Verkehrserschliessung erfolgt innerhalb den,

im Plan bezeichneten Zufahrtsbereichen, von der

Mühlestrasse her . (I——}

2 Oberirdisch sind 12 Besucherparkplätze anzuordnen.

Sie sind durch eine mindestens 50 cm breite Rabatte

vom Trottoir zu trennen.

Im übrigen ist die Parkierung unterirdisch anzulegen

und vom Fussgängerbereich her zugänglich zu machen.

Pro 100 m2 Gesamtnutzfläche ist ein Parkplatz zu er-

stellen. Bei 10'275 m2 Gesamtnutzfläche sind 103 Park-

plätze zu erstellen.

3 Für die Erschliessung der Parzelle 622 wird ein Durch-

fahrtsrecht erteilt. Diese erfolgt über Parzelle 7180

im Gestaltungsplan Q---) bezeichneten Bereich.

4 Die Zufahrt für öffentliche Dienste (Feuerwehr, Sani-

tät) ist innerhalb des Fussgängerbereichs auf eine

Breite von 3,6 m mit den entsprechenden Kurvenradien

und Steigungen zu gewährleisten.

(r=1OIOmI

5 Im Fussgängerbereich ist nur ein beschränkter Anlie-

max. 12% Steigung)

ferungsverkehr möglich.

Fahrräder

Bei den Mehrfamilienhäusern Baubereich Bi, B2, B3 so-

wie C1‚ C2 sind Abstellplätze für Fahrräder vorzusehen.

Lärmschutz

Empfindlichkeitsstufe

Im Plangebiet gilt die Empfindlichkeitsstufe III ge-

mäss LSV.

8



Art. 22

Art. 23

Art. 24

Art. 25

Art. 26

Versorgung und Entsorgung

Leitungen

1 Die Entwässerung erfolgt im Trennsystem. (Hydrologischer

Bericht des Büros Dr. L. Wyssling vom 3. Januar 1991)

2 Die Anschlussschächte und Anschlussleitungen für das

Regenwasser wurden im Zusammenhang mit dem Neubau der

Mühlestrasse bereits erstellt und sind im Gestaltungs-

plan eingezeichnet.

3 Die Schmutzwasserkanalisation in der Mühlestrasse und die

Anschlussleitungen sind im Gestaltungsplan eingezeichnet.

4  Im Zusammenhang mit dem Neubau der Mühlestrasse wurde im

Trottoir die Wasserleitung erneuert und drei Hydranten

mit Abzweigern für die Erschliessung des Grundstückes

erstellt (¢ 100). Sie sind im Gestaltungsplan eingezeichnet.

Energie

Das Energiekonzept hat eine sparsame Energienutzung und

die Minimierung der Schadstoffimmissionen zu gewährleisten.

Abfälle

Die Abfälle sind getrennt zu sammeln; die Standorte für die

erforderliche Kompostierung sind im Gestaltungsplan einge-

zeichnet.

Realisierung

Etapierung

Vor Erteilung der ersten Baubewilligung ist ein Parkierungs-

konzept über den ganzen Perimeter zu erstellen.

Schlussbestimmungen

Inkrafttreten

Der private Gestaltungsplan Lerchenfeld tritt mit der re-

gierungsrätlichen Genehmigung in Kraft.
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